
lm Jahr 2004 gingen nur
35% der Diepholzer zur
Europawahl.
Aber: Rund 60 Prozent
aller Gesetze haben ihren
Ursprung in Brüssel.
Schon morgens beim
Zähneputzen kommt man
spätestens das erste Mal
mit europäischer Gesetz-
gebung in Berührung. Die
gute Trinkwasserqualität
ohne Blei oder Nitraten
beruht auf einem euro-
; chen Gesetz. Viele
aMägliche Verbesserun-
gen haben ihren Ursprung
in Brüssel: beispielsweise
Vorgaben für eine saubere
Luft, zwei Jahre Garantie-
fristen für Konsumgüter,
Verbilligung der Handy-
gebühren aus dem Aus-
land, Sicherheit von Kin-
derspielzeug, Qualität der
Lebensmittel und vieles
mehr.

Wir brauchen mehr be-
triebliche Mitbestimmung.
Aberauch im Umwelt-

und Verbraucherschutz
liegen Aufgaben vor uns.
Die Lebensmittel und
Konsumgüter sollen noch
sicherer werden. Elektro-
geräte können und sollten
viel stromsparender sein
als bisher. Hersteller
müssen insgesamt mehr
darauf achten, dass Abfall
vermieden werden kann
und Rohstoffe wieder-
veruuertet werden. Für den
Klimaschutz brauchen wir
mehr lnvestitionen in
regenerative Energien und
Energieeffizienz. Dies ist
ein wichtiger Motor für die
Modernisierung und
Schaffung neuer Arbeits-
plätze. Alle müssen Zu-
gang zu einer guten
Grundversorgung haben.
Deshalb gehören Spar-
kassen,stadtwerke, ÖPtrtV
sowie Wasserversorgung
in öffentliche Verantwor-
tung. Dass es ohne Europa
nicht geht, ist angesichts
der globalen Finanzkrise
noch einmal mehr als
deutlich geworden.
Wir brauchen mehr Sozial-
demokratie in Europa

Dafür bitten wir am 07. Juni
um ihre Unterstützung. Un-
ser Kandidat für das EU-
Parlament, Bernd Lange,
steht für weitere Fragen
gerne zurVerfügung.

Die Legalisierung von
mehr als 60 Wochenstun-
den Arbeitszeit für Arbeit-
nehmer war in den letzten
5 Jahren ein zentraler Be-
schluss der konservativen
EU-Mehrheit ( Arbeits-
zeitrichtlinie ). Die Be-
schäftigten in Deutschland
wurden dadurch massiv
verunsichert.
Wir Sozialdemokraten
wollen das korrigieren.

Die Sozialdemokraten
treten für eine EU-Ver-
lagerungskontrolle ein,
damit reine Betriebs-
verlagerungen ein-
geschränkt und nicht auch
noch subventioniert wer-
den.

EU-Programme müssen
auf ihre Beschäftigungs-
wirkung im Mittelstand
überprüft werden. Es muss
Schluss sein mit einem
Steuerwettbewerb der
niedrigsten Sätze. Nötig
sind europaweit abge-
stimmte unternehmens-
bezogene Steuern. Um
das durchzusetzen, muss
es im EU-Parlament eine
sozialdemokratische
Mehrheit geben. Von den
Konservativen gab es in
den letzten 10 Jahren
keine entsprechenden
lnitiativen.
Schließlich braucht die
Welt einen neuen Ord-
nungsrahmen f ür den
Finanzsektor, damit der
Kasinokapitalismus ge-
stoppt wird und Finanz-
produkte und Risiken nicht
mehr unkontrollierbar Un-
ternehmen und Verbrau-
cher überschwemmen.
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Liebe Bürger: WIR sind FÜR EUCH da. Wir arbeiten für euch und eure ldeen und
Wünsche für unsere Stadt. Wir verlieren uns nicht in unsinnigen/ unsachlichen
Parteiengeklüngel. Uns geht es NUR um die Sache und dafür kämpfen wir. Wir
"gewinnen" nicht immer, aber ihr könnt darauf zählen, dass wir euch zu hören, mit
euch diskutieren und EUCH und eureAnliegen ernstnehmen.

AB in den Sommer

I

Halbzeit. Zur Hälfte der
Wahlperiode zogen die
Sozialdemokraten eine
positive Bilanz ihrer
Ratsarbeit in der Kreis-
stadt. Gleichzeitig bestä-
tigte die SPD-Fraktion ihre
Führungsmannschaft ein-
stimmig.

SPD Fraktionssprecher
Manfred Albers machte
deutlich, dass die SPD-
Fraktion mit Beharrlichkeit
Einfluss auf die Politik im
Rat der Stadt Diepholz
genommen habe. lm Dia-
log mit den Bürgern in der

Stadt haben die Sozial-
demokraten ldeen für Diep-
holz entwickelt. SPD-An-
träge haben den Dis-
kussionen wesentliche lm-
pulse gegeben.

Auch wenn ein Großteil
unserer Anträge abgelehnt
wurde haben wir Sozialde-
mokraten wichtige Projekte
durchgesetzt, erklärte
Albers. Wir brauchen
einen Kurswechsel in der

Baulandpolitik und
sinnvolle Konzepte für
die Stadtentwicklung.
Die Fehler in der
Jugendarbeit und
Wirtschaftsförde-
rungspolitik müssen
korrigiert werden.
Auch wenn die Mehr-
heit viele Weichen
falsch gestellt hat oder
auf der Bremse steht,
wird die SPD weiter
aktiv für Diepholz
arbeiten, skizzierte
Albers die Auf-
gabenstellung für die
zweite Halbzeit.
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Endlich: ln Diepholz hat die
erste Krippe mit 15 Plätzen
für die Kleinkindbetreuung
eröffnet. Die Krippe wird
von der Lebenshilfe be-
trieben und ist in den
Schlossgärten zu finden.
ln der letzten Jugendaus-
schusssitzung fiel die Ent-
scheidung, mit der Micha-
elis Kirchengemeinde
einen Betriebsführungs-
vertrag für eine weitere
Krippe mit 15 Plätzen auf
den Weg zu bringen. Der
Weg dahin verlangte den
wartenden Eltern viel
Kondition ab. Bereits 2006
zog die Diepholzer SPD mit
der Forderung in die
Kommunalwahl, dass

neben der Stärkung der
Tagesmütter Arbeit auch
die Einrichtung von Krip-
pen erfolgen müsse. Schon
vor drei Jahren vermutete
der SPD-Ortsverein nach
vielen Gesprächen einen
entsprechenden Bedarf bei
den jungen Familien. Nach
der Kommunalwahl ver-
hinderte die CDU im Rat
durch einen Strukturziel-
Beschluss , dass für die
Betreuung der unter drei
Jahre alten Kinder, Krip-
penplätze überhaupt in
Frage kommen. Keine Fra-
ge, die Krippe sowie eine
von der SPD beantragte
verbesserte Bezahlung der
Tagesmütter (bislang er-
halten diese 3,70 Euro pro
Kind und Stunde) kosten
Geld. Aber was kostet es
der Gesellschaft, wenn El-

tern keine Unterstützung
finden, fragt Ratsfrau
Sonja Syrnik. Am Ende
sorgte der bundespoli-
tische Druck dafür, dass der
Antrag zur Krippenbetreu-
ung 2007 erneut auf lnitia-
tive der Sozialdemokraten
in die Fachausschüsse
kam. Zur hervorragenden
Arbeitvon Tages-
müttern und Kinder-
tagesstätten
tragen demnächst
auch die Krippe
zur Marke Fami-
lienfreundlichkeit
der Stadt Diepholz
bei. Mit Zufrieden-
heit nimmt die Diep-
holzerSPD zur
Kenntnis, dass die
Begleitung derAr-
beit der Tagesmütter durch
d ie engagierte Kontaktstel-

le weiterhin in dem DF
Haus am Lappenberg sti
finden kann. Der Dit
holzer DRK-Ortsvert
kann sich vorstellen, r

Trägerschaft der seit'
Jahren erfolgreich\
wachsenen Arbeit zu üb
nehmen.
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Zu ihrer Jahreshauptversammlung trafen sich die Diep-
holzer Sozialdemokraten im Hotel Castendiek in Sankt
Hülfe. lm Mittelpunkt der Versammlung stand, neben
Arbeitsberichten und Ehrungen die Neuwahl des
Parteivorstandes. Helga Brey, seit 2003 Vorsitzende des
Ortsvereins, kandidierte n icht wieder.

Und das ist der neue Vorstand:
v.l.n.r: Ute Gorten-Dinkel, Anke Kramer, Manfred Beste,
Karl Dinkel, Dagmar Brinkmann-Schwieger, Vorsitzen-
der lngo Estermann, Sonja Syrnik, Giuseppe Cefariello,
Sigrid Appenroth

Deutschland reagiert mit
d^"'r größten Konjunk-
tuTaket in der Geschichte
des Landes auf die
schwierige wirtschaftliche
Lage. Mit rund 50
Milliarden Euro werden
Arbeitsplätze gesichert,
Zukunftsmärkte erschlos-
sen und die öffentliche
lnfrastruktur nachhaltig
gestärkt.Die Umsetzung
des Konjunkturpakets
begann in Diepholz im
Februar 2009 mit einem
Antrag der S PD-Fraktion.

Die aus Berlin verteilten
finanziellen Mittel fallen
jedoch nicht vom Himmel.
Sie sind Schulden, die
später zurückgezahlt
werden müssen. Ent-
scheidend für unsere
Zustimmung war, die
nachhaltige Wirkung der
für Diepholz vorgeschla-
genen Projekte , betont
SPD-Vorsitzender lngo
Estermann. lnvestiert wird
das Geld in die Medien-
ausstattung für Grund-
schulen, die Fassaden-

dämmung sowie in die
Durchführung energe-
tischer Maßnahmen an
Grundschulen und Kinder-
gärten. Die städtebauliche
Plalzgestaltung des
Bremer Ecks wird ebenso
bezuschusst. Die Erneu-
erung und Dämmung des
Schwingbodens in der
Mühlenkamp-Sporthalle ist
ein weiteres Projekt.
Unser Erfolg ist die

endgültige Sanierung des
alten Kindergartens in
Sankt H ülfefür die Ganz-

tagsschule mit Hortbetrieb.
Die Argumente von SPD
und Verwaltung haben die
CDU überzeugt, ihre
Neubaupläne aufzu-
geben , freut sich Ratsfrau
Helga Brey. lnsgesamt
investiert die Stadt
Diepholz rund '1,4 Millionen
Euro zusätzlich. Die durch
Kredite finanzierle
Eigenbeteiligung der Stadt
liegt bei 310.700 Euro.

ManfredAlbers
( Fra ktionsvorsitzender)
Te|.8547

b* Arbeitsgemeinschaft
Sozialdemokratischer
Frauen (ASF) befasst sich
mit aktuellen Themen wie
Stadtentwicklung in
Diepholz (Rückbau
Mollerstraße, Umge-
staltu ng Bremer Eck,
Zukunft des Marktplatzes),
Stadtteilladen (Sicher-
stellung einer warmen
Mahlzeit), Wahlen (lnfo-
stände) und vieles mehr.
lnteressierte Frauen, die
ihre Meinung in die
Diskussion einbringen
möchten und jede
Meinung ist uns wichtig -
sind herzlich eingeladen, an

den regelmäßigen Treffen
teilzunehmen. Sie finden an
jedem 3. Mittwoch im Monat
statt.
Kontaktaufnahme bei lnte-
resse mit lnes Heidemann,
Vorsitzende der ASF, unter
0544113246 oder per Mail
an:
heidemann. ines@web.de.

Ansprechpartner:
lngo Estermann
(Parteivorsitzender)
Te|.508836

Demokratie lebt vom Mitmachen. Sie haben ldeen
und Anregungen, mit denen sich die Stadt Diep-
holz auch in Zukunft gut entwickeln kann? Viel-
leicht wollen Sie die Dinge selbst anpacken?

Dann sollten wir miteinander sprechen!
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Die wichtigste Aufgabe der
Unternehmen besteht da-
rin, Menschen durch die
Schaffung von Arbeits-
plätzen eine sichere Per-
spektive zu bieten.
Mit der Diepholzer SPD
verfügen d ie Unternehmen
und ihre Mitarbeiter neben
der Stadtverwaltung über
Partner, die offen für neue
Wege sind. Wirtschafts-
förderung reduziert sich für
die SPD nicht nur auf die
Verteilung von Zuschüs-
sen aus Steuergeldern.
Wenn aber Fördermittel
verteilt werden müssen sie
Maßnahmen unterstüt-
zen, die zur Schaffung
zusätzlicher Arbeitsplätze
beitragen.
Die Unterstützung von
zusätzlichen Ausbildu ngs-

plätzen und die Entwick-
lung der lnnenstadt sind
ebenso wie die Unter-
stützung von Existenz-
gründungen und öko-
logischen lnvestitionen
Projekte, deren Förderung
die Sozialdemokraten in
das Wirtschaftsförderpro-
gramm einfügen wollen.
Ein weiterer Unterschied
zur CDU: Von dort wurde
verhindert, dass lnvesti-
tionssummen von unter
100.000 Euro beachtet
werden.
Die Unternehmen, die mit
geringeren lnvestitionen
nicht das CDU-Minimum
von 100.000 Euro erfüllen,
aber dennoch Arbeits-
plätze schaffen, werden
nach unseren Vorstellun-
gen ebenso gefordert ,

erklärt Rats-
herr Bernt
Streese. Ein
erstes Ziel hat
die SPD schon
jetzt erreicht:
Die anderen
Ratsfraktionen
wollen die För-
d e rrichtlin ie n
wieder verän-
dern. Sie voll-
ziehen damit
eine von den
Sozialdemo-
kraten seit
1,5 Jahren
beständig ver-
tretene For-
derung.

Das deutsche Gesund-
heitswesen bietet für alle
Bürger ein flächendek-
kendes Angebot an Ge-
sundheitsleistungen und
einen hohen Versorgungs-
standard, und dies unab-
hängig von Alter und Ein-
kommen.

Die SPD will das Gesund-
heitswesen qualitativ auf
hohem Stand und gleich-
zeitig finanzierbar erhalten.
Das ist die Herausfor-
derung, vor der unsere Ge-
sundheitspolitik heute und
auch in Zukunft steht. Dazu
bedarf es eines um-

und ohne Hindernisse aJr
Verfügung steht. Mit der
Gesundheitsreform wurde
das Gesundheitssystem
auf allen Ebenen weiter-
entwickelt und eine Grund-
lage dafür geschaffen, dass
auch in Zukunft allen
Menschen in Deutschland
eine qualitativ hochwertige
Versorgung im Krank-
heitsfall zur Verfügung
steht.
Aus Sicht der SPD wären
noch weitere, mutigere
Schritte nötig gewesen.
Dazu gehört z. B. die Ein-
bindung der privaten Kran-
kenversicherung in das soli-
darische Gesundheits-
system oder der weitere
Ausbau derSteuerfi nanzie-

Entwicklung von Steuertarifen und Grundfreibetra
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rung unseres Gesund-
heitssystems.
Dies ist mit der Union je- 

-doch nicht möglich gewe-
sen. Die SPD wird jedoch
den Weg zu mehr Soli-
darität im Gesundheits-
wesen konsequent weiter-
gehen.
Politisches Ziel bleibt für
mich deshalb die solida-
rische Bürgerversicherung.
Dazu braucht es
im Herbst

quelle: Redaktionsbüro 6erundl

neue
Mehr-
heiten
in Berlin
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Beschäftigte im deutschen Gesundheitswesen

Rolf Kramer
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